Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/7088 


26. 02. 97 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Uschi Eid, Wolfgang Schmitt (Langenfeld), Dr. Angelika Köster- 
Loßack und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Reformbedarf der selbsthilfeorientierten Armutsbekämpfung 
in der Entwickiungszusammenarbeit 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der zweite Bericht über die Armutsbekämpfung in der Dritten Welt 
durch Hilfe zur Selbsthilfe (Drucksache 13/3395) bietet eine infor- 
mative Bestandsaufnahme über die Initiativen, die von den staat- 
lichen und nichtstaatlichen Organisationen der Entwicklungszu- 
sammenarbeit auf dem Gebiet der selbsthilfeorientierten 
Armutsbekämpfung geleistet werden. Der Bericht macht auch 
deutlich, worin Defizite und Schwierigkeiten bei der Umsetzung 
armutsorientierter Konzepte bestehen. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt den erhöhten Stellenwert, den 
die selbsthilfeorientierte Armutsbekämpfung sowohl in der staat- 
lichen wie auch in der nichtstaatlichen Entwicklungszusammen- 
arbeit in den vergangenen Jahren eingenommen hat. 

Allerdings ist mit Besorgnis festzustellen, daß der Anteil der Mit- 
tel für die selbsthilfeorientierte Armutsbekämpfung an den Zusa- 
gen der bilateralen staatlichen Entwicklungszusammenarbeit 
nach Jahren des Anstiegs im Jahr 1996 von 18,5 % auf 14,5 % ab- 
gesunken ist. Diese Entwicklung gilt es wieder umzukehren. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung dazu auf, 

im Interesse einer effektiven und nachhaltig wirkenden selbsthil- 
feorientierten Armutsbekämpfung und in Auswertung der Emp- 
fehlungen des zweiten Berichts über die Armutsbekämpfung ins- 
besondere folgende Reformvorschläge in der Praxis zu realisieren: 

1. den Anteil der Maßnahmen selbsthilfeorientierter Armuts- 
bekämpfung an den Zusagen der bilateralen Entwicklungszu- 
sammenarbeit auf zunächst 20 % zu erhöhen; 

2. die Unterstützung der Nichtregierungsorganisationen (NRO) 
bei ihrer entwicklungspolitischen Bildungs- und Öffentlich- 
keitsarbeit in Deutschland zu verstärken, da sie als zunehmend 
wichtig für eine erfolgreiche Armutsbekämpfung angesehen 
wird; 



Drucksache 13/7088 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


3. in der Armutsbekämpfung vor allem auch solche Initiativen 
und Organisationen zu fördern, die in ihrer Arbeit einen er- 
weiterten Armutsbegriff zugrunde legen und strukturelle Ur- 
sachen von Armut und Ungleichheit, wie z. B. die soziale Dis- 
kriminierung von Frauen, besonders berücksichtigen; 

4. sich im Sinne der Ergebnisse des Weltsozialgipfels zur Umset- 
zung der sogenannten 20/20-Initiative zu verpflichten, d. h. 
20 % der bilateralen Entwicklungshilfe zur Bekämpfung von 
Armut einzusetzen und darauf hinzuwirken, daß die Partner- 
länder der Entwicklungszusammenarbeit 20 % ihrer öffentli- 
chen Haushalte für die Armutsbekämpfung aufwenden. Es ist 
dafür Sorge zu tragen, daß die bundesdeutschen Projekte und 
Programme der Armutsbekämpfung integraler Bestandteil der 
Entwicklungstrategien der jeweiligen Partnerländer werden; 

5. die Schaffung der notwendigen internen Rahmenbedingungen 
für eine wirksame Afmutsbekämpfung (z. B. gerechte Ein- 
kommens- und Vermögensverteilung, Spar- und Kreditwesen, 
Aufbau sozialer Sicherungssysteme, Landreform) zu unter- 
stützen. Reformorientierte Staaten, die glaubwürdig partizipa- 
tive Strategien der Armutsbekämpfung verfolgen, sind beson- 
ders zu fördern, unter Umständen auch durch direkte 
Budgetfinanzierung; 

6. die deutsche staatliche Förderung von Süd-NRO und Selbst- 
hilfegruppen soweit wie möglich zu verstärken, ohne diese al- 
lerdings zu überfordern oder in Abhängigkeiten zu treiben. 
Durch Aktivitäten der NRO bei der Armutsbekämpfung darf 
sich der Staat allerdings nicht aus seiner Verantwortung für die 
Sicherung sozialer Grundversorgung zurückziehen; 

7. NRO durch flexiblere Finanzierung, stärkere Bezuschussung 
von Verwaltungskosten und Vereinfachung der Verwaltungs- 
abläufe (z. B. Abkehr vom starren Jährlichkeitsprinzip) eine ef- 
fektivere Arbeit auf dem Gebiet der Armutsbekämpfung zu er- 
möglichen; 

8. die Dialogstruktur über Armutsbekämpfung, wie sie z. B. im 
„Arbeitskreis Armutsbekämpfung" bereits stattfindet, zu ver- 
tiefen und auszubauen; 

9. sowohl bei der Entwicklung von Länderkonzepten wie auch 
bei der Vorbereitung von Regierungsverhandlungen den Dia- 
log mit NRO und Trägern der Zivilgesellschaft vor Ort zu in- 
tensivieren; 

10. die Geberkoordination in der bilateralen und multilateralen 
Zusammenarbeit zu verbessern, um einen wirksameren Mittel- 
einsatz zu gewährleisten. 

11. die Diskussion über die Verbesserung der statistischen Erfas- 
sung der sozialen Grunddienste und der sektorübergreifenden 
Armutsbekämpfung im Rahmen des OECD-Entwicklungshilf e- 
ausschusses aktiv voranzutreiben. Durch eine Reform des Mel- 
deverfahrens (Creditor Reporting System) muß es ermöglicht 
werden, den Umfang von Maßnahmen der sozialen Grund- 
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dienste und der Armutsbekämpfung aller nationaler Geber- 
programme effektiver zu ermitteln und transparent zu machen; 

12. die Öffentlichkeit und den Deutschen Bundestag detailliert 
über die Umsetzung der genannten Reformschritte zu infor- 
mieren und baldmöglichst das Gutachten über „Kriterien zur 
Beurteilung armutsorientierter Vorhaben" vorzulegen. 

Bonn, den 25. Februar 1997 

Dr, Uschi Eid 

Wolfgang Schmitt (Langenfeld) 

Dr. Angelika Köster-Loßack 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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